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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 10/15 BH 
 
L 4 R 496/13 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 13 R 218/12 (SG Speyer) 
 
 
 
……………..…….., 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14 - 28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. Juni 2015 durch 

den Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   Dr.  F i c h t e     

und   G a s s e r   

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-

Pfalz vom 23. Februar 2015 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger begehrt die Gewährung von Rente wegen Erwerbsminderung. Einen ersten Renten-

antrag lehnte der beklagte Rentenversicherungsträger mit Bescheid vom 9.6.2004 ab, weil in 

einem ärztlichen Gutachten vom 19.4.2004 keinerlei Funktionseinschränkungen festgestellt 

worden seien und der Kläger körperlich schwere Arbeiten sowie seine Tätigkeit als Fliesenleger 

weiterhin vollschichtig verrichten könne. Seinen (zweiten) Rentenantrag vom 12.7.2011 lehnte 

die Beklagte mangels Erfüllung der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen ab (Bescheid 

vom 22.7.2011; Widerspruchsbescheid vom 1.2.2012). Das Sozialgericht hat die Klage abge-

wiesen (Urteil vom 8.10.2013). Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung des Klägers 

zurückgewiesen, weil zum Zeitpunkt der Rentenantragstellung die versicherungsrechtlichen Vor-

aussetzungen nicht erfüllt seien und sich ein behaupteter früherer Eintritts des Leistungsfalls der 

Erwerbsminderung nicht habe erweisen lassen (Urteil vom 23.2.2015). 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil richtet sich der Kläger mit seinem An-

trag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH), den er im Wesentlichen damit begründet, 

eine Behinderung sei schon 2002 festgestellt worden; danach habe er nur noch stundenweise 

als Fliesenleger gearbeitet. 

 

 

II 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von PKH ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung kann einem Beteiligten 

für das Verfahren vor dem Bundessozialgericht (BSG) nur dann PKH bewilligt werden, wenn die 

beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das ist hier nicht der 

Fall. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätz-

liche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts ab-

weicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend ge-

macht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulas-

sungsgrund ist nach summarischer Prüfung des Streitstoffs nicht ersichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 

SGG) oder eine Abweichung des Berufungsurteils von höchstrichterlicher Rechtsprechung 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

 

(§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) mit Erfolg geltend gemacht werden könnte. Die Frage der Erfüllung der 

versicherungsrechtlichen Voraussetzungen für eine einem Versicherten zu gewährende Rente 

wegen Erwerbsminderung betrifft stets einen Einzelfall; die Voraussetzungen hierfür ergeben 

sich unmittelbar aus dem Gesetz (§ 43 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch). Auch ein Verfahrens-

mangel, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zur Zulassung der Revision führen könnte, lässt sich 

nicht feststellen, zumal das Leistungsvermögen des Klägers in der Zeit ab 2002 bereits Gegen-

stand des 2004 abgeschlossenen Rentenantragsverfahrens gewesen ist und das LSG auch die 

Befundunterlagen bis 1.11.2007 - dem Zeitpunkt der letztmaligen Erfüllung der versicherungs-

rechtlichen Voraussetzungen - ausgewertet hat. 
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